
3. Beiblatt Boiblatt zur Parlamontskorrosnonc1onz ,-,_._- ' 9.Dezember 1959 

61/J 

dar Lbgoordnaton Dipl.-Ine. Pius Fink, N i TI m e r v 0 1 1, V 0 11m n n n, 

Hormann G r u b e r, G r i e ß n 0 r, Dipl.-1nC. Dr. L 0 c h n 0 r, 

J)r.-Ing.Johcuma B a Y G r,T:" 0 i n d 1, Hat t EI a n n s c1 0 r f 0 r 

und Genosson 

an die Bundosrogierung, 

b ,Jtroffonc1 dia L.ufhobung der Ninistorratsbeschlüsso VOD 30.8.1949 und 

14.3.1950. 
-.-.-.-

Der Ministerrat hat in zwei Beschhffien vom 30.8.1949 und 14.3.1950 

sich mit der Frage der Beschäftigung'von Personen, die bisher in der Land­

wirtschaft tätig waren, bei Vergebung von Beuarbeiten durch die öffentliche 

Hand beschäftigt und beschlossen, dass Personen, die bisher in der Land­

wirtschaft tätig waren, nicht für diese Arbeiten herangezogen werden solleh. 

Der Ministerratsbeschluss vom 30.8.1949 lautet~ 

a) Bei der Vergebung öffentlicher Arbeiten ist in den Vergebungs­

bestimmungen vorzusehen, dass die Auftragneh~er verpflichtet werden, bei 

der Durchführung der Aufträge keine landwirtschaftlichen ArbeHskräfte 

beranzuziehen, sondern nur solche Arbeitskräfte zu verwenden, die ständig 

dem Kreise der industriellgewerblichen Arbeiterschaft angehören und auch 

dort versicherungszuständig sind; 

b) die vergebenden Stellen werden überdies beauftragt, alles zu­

unternehmen, um die Beachtung dieser Bestimrrlung auch bei den schon be­

stehenden Bauverträgen rioch nachträglich durchzusetzen; 

c) die gleiche Verpflichtung wird für die AvSnal~e von Arbeits­

kräften bei anderen öffentlich~rechtlichen Dienststellen und für die ver­

staatlichten Betriebe festgelegt; 

d) mit der Durchführung werden die zuständigen Bundesminister be­

auftragt. 

Auf Grund dieses Ministerratsbeschlusses wurden die Behörden ange­

wiesen, bei Bauarbeiten. die in Eigenregie durchgeführt werden, keine land­

wirtschaftlichen Arbeitskräfte zu beschäftigen und dieses Verbot auch bei­

der Vergebung von ]at;:.F:'!beiten an Unternehmer in die Vergebungsbestimmungen 

als Verpflichtung aufzunehmen. 
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Mit dem Ministerratsbeschluss vom 14.3.1950 wurden die Dienst­

stellen des Bundes verhaI ten, die Arbeitskräfte für Bauarbeiten, die in 

Eigenregie durchgeführt werden, bei den Arbeitsämtern anzufordern und 

bei Vergebung von Bauarbeiten den Auftragnehmer 0benfalls dazu zu ver­

pflichten. 

Diese Massnahmen sollten zwar auch der Eindämmung der Landflucht 

dienen, bezweckten aber in erster Linie eine Entlastung des Arbeitsmarktes 

in der Bauwirtschaft mit dem Ziele einer Senkung des damals sehr hohen 

Arbeitslosenstandes und einer Wiederbeschäftigung der aus der Bauwirtschaft 

entlassenen Arbeitskräfte. Dieser Hauptzwecl\: ist durch die später einge-·· 

tretene und seither anhaltende Hochkonjunktur in der Bauwirtschaft wegge­

fallen. Geblieben ist das Beschäftigungsverbot für Land- und Forstarbeiter, 

das von diesen als eine Diskriminierung und ais Verstoss gegen die ver­

fassungsgesetzlich gewährleistete Gleichheit vor dem Gesetze angesehen wird. 

Die gefertigten Abgeordneten richten daher an die Bungesregierung 

die 

Anfrageg 

Ist die Bundesregierung bereit, dafür einzutreton, dass die 

beiden Ministerratsbeschlüsse vom 30.8.1949 und 14.3.1950, betreffend die 

Hintanhaltung der Heranziehung von Arbeitskräften aus der Landwirtschaft 

für Bauarbeiten., aufgehoben werden'? 

-.-.-.-.-.-.-
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